TOP O 14

Amt Geest und Marsch Sudholstein

Beschlussvorlage

| Vorlage Nr.: 0240/2022/AMT/BV |

Fachbereich: Soziales und Kultur Datum: 12.04.2022
Bearbeiter: Seemann AZ: 4/
Beratungsfolge Termin Offentlichkeitsstatus
Amtsausschuss Amt Geest und Marsch 25.04.2022 offentlich
Sudholstein

Ubertragung der Schiilerfahrkartenbeschaffung an den Kreis Pinneberg

Sachverhalt:

Der Kreis Pinneberg mdchte zum 01.08.2022 einen Vertrag zur Ubertragung der
Schulerfahrkartenbeschaffung mit dem Amt Geest und Marsch Sudholstein
schlielen (Anlage 1).

Hintergrund ist das neue Ticket-System ,OLAV*“. Weitere Informationen hierzu sind
auch unter www.Ticket-OLAV.de zu entnehmen.

Stellungnahme der Verwaltungq:

An der Grundschule Haseldorfer Marsch erfolgt die Schilerbeférderung durch einen
eigenen Bus.

In den letzten Jahren hatte die Grundschule Haseldorfer Marsch kaum Fahrschler,
die einen Anspruch auf eine Busfahrkarte hatten. Bei den Schilern lief es

bisher so, dass die Eltern die Busfahrkarte gekauft haben, und die Fahrkosten von
Seiten der Verwaltung erstattet wurden. Da es sich um Grundschdiler

handelt, brauchte von den Eltern kein Eigenanteil gezahlt werden. Zum Jahresende
erfolgte eine Abrechnung mit dem Kreis Pinneberg, dieser hat 2/3 der Kosten
erstattet. Kinftig wird es so laufen, dass die Eltern Uber das Portal die Fahrkarte
beantragen, die Schule erhalt vom HVV die Karte tUbersandt, die Eltern holen die
Karte von der Schule ab und das Amt zahlt lediglich 1/3 der Kosten der

Fahrkarte. Das Erstattungsverfahren fallt weg.

Im Rahmen des OZG und der Verwaltungsvereinfachung wird die Ubertragung

der Schulerfahrkartenbeschaffung an den Kreis Pinneberg von Seiten der
Verwaltung befurwortet.

Fur den Abschluss des 6ffentlich-rechtlichen Vertrages zur Ubertragung der
Schulerfahrkartenbeschaffung wird der Beschluss des Amtsausschusses bendtigt.
Dies ist auch fur die Grundschule Haseldorfer Marsch notwendig, falls Schuler



auswartige Schulen besuchen.

Finanzierung:
- entfallt -

Fordermittel durch Dritte:
- entfallt -

Beschlussvorschlag:

Der Amtsausschuss beschlief3t den Abschluss eines offentlich-rechtlichen Vertrages
uber die Ubertragung der Schulerfahrkartenbeschaffung auf den Kreis Pinneberg.

Banaschak

Anlagen:

Vertragsentwurf Kreis Pinneberg



TOP O 14

Offentlich-rechtliche Vereinbarung

Gem. § 18 des Gesetzes uber kommunale Zusammenarbeit Schleswig-Holstein
(Gkz)

zwischen

dem Kreis Pinneberg, vertreten durch die Landratin Elfi Heesch

(nachfolgend ,Kreis* genannt)
und

dem Amt Geest und Marsch Siudholstein, vertreten durch den Amtsdirektor Rainer
Jurgensen

(nachfolgend ,Schultrager” genannt)

zur Ubertragung der Aufgabe des ,,Schiilerfahrkartenverfahrens*

Praambel

(1) Die Kreise Herzogtum Lauenburg, Segeberg und Stormarn haben mit der
Absicht, die interkommunale Zusammenarbeit auf dem Gebiet der
Schulerbeforderung fur den Teilbereich des Schulerfahrkartenverfahrens zu
intensivieren, mit Wirkung zum Schuljahr 2021/2022 eine offentlich-rechtliche
Vereinbarung gem. 8 19a GkZ geschlossen. Der Kreis Herzogtum Lauenburg
Ubernimmt hierbei die Zustandigkeit fir Durchfiihrungsarbeiten des
Schulerfahrkartenverfahrens fir die beteiligten Kreise und deren Schultrager. Mit
Wirkung zum Schuljahr 2022/2023 beteiligt sich auch der Kreis Pinneberg an

dieser interkommunalen Zusammenarbeit.

(2) Die vorliegende offentlich-rechtliche Vereinbarung soll durch Ubertragung der

Aufgabe des Schilerfahrkartenverfahrens von den kreisangehoérigen
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Schultrdgern auf den Kreis die Voraussetzungen fir die angestrebte
interkommunale Zusammenarbeit zwischen den o.g. Kreisen schaffen und auf
diese Weise effiziente Strukturen im Bereich der Schilerbeférderung

ermdglichen.

§ 136 Schleswig-Holsteinisches Schulgesetz (SchulG SH) enthélt im Hinblick auf
Schulerbeférderung und Schiilerbeférderungskosten keine
Rechtsanspruchsnormen fur Burger*innen. Rechtsanspriiche Dritter werden

auch durch die vorliegende Vereinbarung nicht begrindet.

Aufgabe des Schilerfahrkartenverfahrens

Trager der Aufgabe der Schulerbeforderung fur Schilertinnen, die
Grundschulen, Jahrgangsstufen finf bis zehn der weiterfiihrenden
allgemeinbildenden Schulen oder Férderzentren besuchen, sind nach § 114 Abs.
1 S. 1 SchulG SH grundsatzlich die Schultrager der in den Kreisen liegenden
offentlichen Schulen. Die im Vertragsrubrum als Schultrdger bezeichnete
Korperschaft ist demnach in diesem Sinne Aufgabentrdger der
Schulerbeférderung.

Gemal der Entscheidung des Schultragers, den Schiler*innen der in ihrer
Zustandigkeit liegenden Schulen Schulerfahrkarten auszustellen, umfasst die
Aufgabe der Schilerbeférderung den freiwilligen Aufgabenteilbereich des
Schulerfahrkartenverfahrens. Hierzu gehdren nach naherer Bestimmung durch 8
2 dieser Vereinbarung insbesondere die Antragsbearbeitung sowie die Ausgabe
von Schilerfahrkarten und alle damit verbundenen Prozessschritte, mittels derer
Schiler*innen die Nutzung des 6ffentlichen Personennahverkehrs (OPNV) zur
Uberwindung des Schulweges vom Wohnort zur Schule und zuriick erméglicht

wird.
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§ 2 Aufgabenubertragung auf den Kreis

(1)

(2)

(3)

Der Schultrager tbertragt dem Kreis mit dieser Vereinbarung die ihnen bisher im
Rahmen der Aufgabentragerschaft fur die Schilerbeférderung obliegende
Teilaufgabe des Schilerfahrkartenverfahrens. Der Kreis nimmt diese

Aufgabenlbertragung an.

Die Ubertragungsgegenstandliche Aufgabe des Schulerfahrkartenverfahrens
umfasst die Antragsbearbeitung sowie die Ausgabe von Schulerfahrkarten nach
MalRgabe der damit verbundenen weiteren Prozessschritte geman
nachfolgendem Absatz 3, die den Schuler*innen die Nutzung des 6ffentlichen
Personennahverkehrs zur Uberwindung des Schulweges vom Wohnsitz

(Meldeadresse) zur Schule und zuriick erméglichen.

Die Aufgabenubertragung umfasst folgende unter Einhaltung der
datenschutzrechtlichen Bestimmungen durchzufihrenden Prozessschritte des

Schilerfahrkartenverfahrens:

- Entgegennahme und Bearbeitung von Antragen auf Gewdahrung einer
Schiilerfahrkarte zur Nutzung des OPNV,

- Entscheidung Uber die Gewahrung einer Schilerfahrkarte unter
Bericksichtigung der jeweils geltenden organisatorischen und rechtlichen
Bestimmungen, insbesondere der Kreisschilerbeférderungssatzung und
unter der Voraussetzung, dass es sich bei dem OPNV um die im Einzelfall
zweckmanigste Beforderungsart handelt. Die Entscheidungszustandigkeit
des Kreises fiur die Gewahrung umfasst das Recht zur Bescheidung des auf
Gewahrung gerichteten Antrages (Ablehnungs- oder Bewilligungsbescheid),

- Organisation der Fahrkartenerstellung und -ausgabe in Zusammenarbeit mit
den Schulen und dem erstellenden Dienstleister, den auszuwahlen ebenfalls

zukunftig dem Kreis obliegt,
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- Annahme und Verarbeitung von Schul- und Wohnortswechseln der
antragsbewilligten ~ Schiler*innen  nebst  Zustandigkeit  fur  den
entsprechenden Anderungsbescheid inkl. ggf. Geltendmachung und

Durchsetzung entstehender Rickforderungen,

- Entgegennahme und Bearbeitung sowie erforderlichenfalls Bescheidung von
Ersatzfahrkartenantragen nebst Erstellung von Zahlungsaufforderungen und

Organisation der Ersatzfahrkartenausgabe,

- Abwicklung des Zahlungsverkehrs nebst Prifung und Dokumentation des
Geldeinganges und Durchfuhrung des Mahnverfahrens in eigener

Zustandigkeit,

- Zustandigkeit fur Entgegennahme von Widersprichen sowie die Bearbeitung

und Durchfiihrung von Widerspruchsverfahren,

- Prufung und Begleichung der monatlichen Fahrkartenrechnungen,

- Telefonische und schriftliche Auskunftserteilung zum

Schilerfahrkartenverfahren.

Die Aufgabe der Schillerbeférderung im Ubrigen bleibt von dieser

Aufgabenibertragung unberihrt.

Zustandige Behorde fur die Aufgabe des Schulerfahrkartenverfahrens ist ab
Aufgabenibergang der/die Landréat*in des Kreises.

Eine weitere Ubertragung der in § 2 Abs. (1-3) dieser Vereinbarung bezeichneten
Aufgabe vom  Kreis auf Dritte bzw. die Ubertragung der
Bearbeitungszustéandigkeit dieser Aufgabe auf Dritte bedarf der Zustimmung des
Schultragers. Schultrager aul3erhalb des Kreises Herzogtum Lauenburg erklaren
bereits mit Abschluss dieser Vereinbarung die Zustimmung zur vollstandigen

oder teilweisen Weiterlbertragung der Teilaufgabe des
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Schulerfahrkartenverfahrens vom Kreis auf den Kreis Herzogtum Lauenburg (vgl.

Praambel).

Kooperationsobliegenheiten des Schultragers

Der Schultrager tragt durch nachfolgend aufgefiihrte Kooperationsobliegenheiten
gegenuber dem Kreis zu einer effizienten Aufgabenwahrnehmung im Bereich des

Schilerfahrkartenverfahrens bei:

Der Schultrdger gewahrleistet Uber die in seiner Tragerschaft befindlichen

Schulen

- den Abgleich der Antragsdaten der einzelnen Antrage mit den den Schulen
vorliegenden Informationen (insbesondere: Wird der/die Schiuler*in aktuell
oder zukunftig an der angegebenen Schule beschult? Sind die persodnlichen
Daten — Name, Vorname, Anschrift, Geburtsdatum, Klasse und Kontaktdaten
der Eltern — korrekt?). Die Schulen ubermitteln die Ergebnisse des
Abgleiches sowie etwaige Korrektur-Anmeldungen uber eine Online-
Anwendung und gewahrleisten wahrend der Schulzeit und innerhalb der
ersten und letzten Sommerferienwoche die Daten-  bzw.
Informationslieferungen binnen von finf Werktagen nach Abgleichanfrage
durch die zentrale Stelle des Kreises fir das Antragsverfahren. Die
vorgenannte Frist verlangert sich in angemessenem Rahmen im Fall von
auRergewohnlichen Umstanden, wie der Erkrankung des zustandigen
Personals. In diesem Fall hat der Schultrager den Kreis hierauf unter Angabe

der Grunde unverzuglich hinzuweisen.

- die Bereitstellung der aktuellen Unterrichtszeiten (Stundenplanzeiten) inkl.
ggf. weiterer in Anspruch genommener Betreuungsangebote unter
Benennung der Zeiten, an denen Schiler*innen regular zur Schule kommen
und von der Schule gehen. Die Bereitstellung erfolgt tber eine Online-
Anwendung. Die Daten- bzw. Informationslieferung erfolgt auf Anfrage
binnen von drei Werktagen.
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- die Erstellung einer Jahresabgleichliste der antragsbewilligten
Bestandsschuler*innen, die relevante Verdnderungen (Schulabgang,
Versetzung, Wohnortverdnderung) anfuhrt. Die Jahresabgleichliste wird tber
eine Online-Anwendung unaufgefordert bis zum Ende der ersten

Ferienwoche in den Sommerferien zur Verfligung gestellit.

- die Ausgabe der Schulerfahrkarten an die Schiler*innen innerhalb von finf
Werktagen nach Zustellung unter begleitender Einholung einer Unterschrift
als Nachweis der Ausgabe auf einer gestellten Unterschriftenliste sowie der
Versand dieser sowie der nicht ausgabefahigen Fahrkarten an die zentrale

Stelle des Kreises.

Der Schultrager gewahrleistet auch ohne Anfrage durch den Kreis eine
unverzugliche Mitteilung von fur das Schulerfahrkartenverfahren relevanten

Verédnderungen bei personenbezogenen und sonstigen Informationen.

Sollte der Schultrager die in Abs. (1-2) genannten Informationen nicht oder nicht
in der vereinbarten Zeit zur Verfiigung stellen, ist der Kreis berechtigt, den
Schultrager zunachst unter angemessener Fristsetzung anzumahnen, die
Informationen unverziglich zu dbermitteln. Erfolgt auch daraufhin keine
Gewahrung der Informationen in der gesetzten Frist und kann der Schultrager
nicht nachweisen, dass dies nicht auf sein oder ihm zuzurechnendes
Verschulden zurlickzufihren ist, kann der Kreis fir daraus entstehende
Mehraufwendungen im Rahmen von Einzelfallermessen einen pauschalisierten

Schadenersatz in Hohe von bis zu 5.000 Euro vom Schultrdger geltend machen.

Die Kooperationsobliegenheiten des Schultrdgers gelten auch gegeniber
Dritten, wenn und soweit der Kreis Dritten die Aufgabe des
Schulerfahrkartenverfahrens oder die Durchfiihrung dieser Aufgabe jeweils ganz
oder teilweise Ubertragt. Dies gilt insbesondere flr die Realisierung des in Abs.

1 der Praambel genannten Kooperationsvorhabens.
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Personal- und Sachmittelausstattung, Kosten

Eine der Aufgabenubertragung folgende Ubertragung von Personal oder

Sachmitteln von dem Schultrager auf den Kreis erfolgt nicht.

Ein gesonderter Ausgleich der mit der Aufgabenibertragung sowie
Aufgabendurchfihrung einhergehenden Verwaltungs- und Personalkosten des
Kreises findet nicht statt.

Die Kosten fur den Einkauf von Fahrkarten im Rahmen des
Schulerfahrkartenverfahrens tragen Kreis und Schultréger im dem Verhéltnis
zueinander, das das Schulgesetz fir die Kostenverteilung der
Schulerbeforderung vorgibt (8 114 Abs. 3 S. 1 SchulG SH). Der Kreis kann nach

eigenem Ermessen eine weitergehende Kostentbernahme festlegen.

Die Berechtigung des Kreises zur Erhebung einer Kreisumlage nach den

gesetzlichen Bestimmungen bleibt von dieser Vereinbarung unberuhrt.

Vertragsdauer, Anderungen, Kiindigungen

Die Vereinbarung wird auf unbestimmte Zeit geschlossen.

Anderungen der Vereinbarung bediirfen der Schriftform.

Die Vertragsparteien kdnnen die Vereinbarung schriftlich mit einer Frist von zwei
Jahren zum Schuljahresende (jeweils 31.07.) ordentlich kiindigen, wobei dies
erstmals mit Wirkung zum 31.07.2026 (Mindestlaufzeit) erfolgen kann. Der
einzelne Schultrager kann dieses ordentliche Kiindigungsrecht durch form- und
fristgerechte Erklarung gegentber dem Kreis ausiben. Der Kreis kann dieses
Kiundigungsrecht entsprechend durch Erklarung gegentber dem Schultrager
ausltben, gegenuber dem die Kindigung wirksam werden soll. Das Recht zur

Kindigung aus wichtigem Grund und 8 127 Allgemeines Verwaltungsgesetz fur
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das Land Schleswig-Holstein (LVwG SH) bleiben unberuhrt. Die einvernehmliche

Aufhebung dieser Vereinbarung ist nicht ausgeschlossen.

8 6 Inkrafttreten

(1) Die Vereinbarung tritt am 1.8.2022 in Kraft. Der Zeitpunkt des
Aufgabenliberganges entspricht dem Zeitpunkt des Inkrafttretens der
Vereinbarung nach S. 1.

(2) Sollten einzelne Bestimmungen oder Teile der Vereinbarung nichtig sein bzw.
durch gesetzliche Neuregelung oder hdchstrichterliche Rechtsprechung ganz
oder teilweise unwirksam werden, so wird hierdurch die Wirksamkeit dieser
Vereinbarung im Ubrigen nicht beruhrt. Tritt ein solcher Fall ein, verstandigen
sich die Beteiligten hierzu unverzuglich Gber notwendige Neuerungen.

Elmshorn, den .................. Heist, den ..................

Landratin — Amtsdirektor —

Elfi Heesch Rainer Jirgensen



	Vorlagendokumente
	TOP Ö  14 Übertragung der Schülerfahrkartenbeschaffung an den Kreis Pinneberg
	Vorlage  0240/2022/AMT/BV
	Vertragsentwurf Kreis Pinneberg  0240/2022/AMT/BV



